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Amtliche Bekanntmachungen der Bürgermeisterin

Bekanntmachung
der Einladung zur 5. Sitzung des Hauptausschusses

der Gemeinde Niedergörsdorf

Sitzungstag: Mittwoch, 12. Juli 2023
Sitzungsort: Gemeindeverwaltung Niedergörsdorf,

Versammlungsraum, Dorfstraße 14 f,
14913 Niedergörsdorf

Beginn: 19.00 Uhr

Tagesordnung:

I. Öffentliche Sitzung:

1. Eröffnung der Sitzung
2. Behandlung der Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift

über den öffentlichen Teil der Hauptausschusssitzung vom 07.06.2023
4. Behandlung von Anfragen der Hauptausschussmitglieder
5. Informationen der Bürgermeisterin
6. Einwohnerfragestunde
7. Beschluss zur Vergabe Kulturpflege Dennewitz
8. Beschluss Vergabe Straßenbeleuchtung Zellendorf 58 – 73
9. Beschluss Umrüstung Straßenbeleuchtung (Umbau LED-Einsatz) –

Langenlipsdorf gesamte Ortslage
10. Beschluss Neubau Bushaltestellen Zellendorf, Mellnsdorf, Kurzlipsdorf
11. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Malerarbeiten
12. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Bodenbelag
13. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Fliesenlegerarbeiten
14. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Zimmerer
15. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Dachdeckerarbeiten
16. Beschluss zur Vergabe von Bauleistungen für das DGH Schönefeld –

Maurerarbeiten und Putz außen
17. Vergabe Neubau 5 Löschwasserbrunnen

II. Nicht öffentliche Sitzung:

1. Beschluss eines Grundstücksnutzungsvertrages/Dienstbarkeitsbewilli-
gung Gemarkung Niedergörsdorf, Flur 3, Flurstück 58/2

2. Beschluss eines Grundstücksnutzungsvertrages/Dienstbarkeitsbewilli-
gung Gemarkung Niedergörsdorf, Flur 14, Flurstück 140

Boßdorf
Bürgermeisterin

Beschlüsse des Hauptausschusses der
Gemeinde der Gemeinde Niedergörsdorf

vom 07.06.2023, welche im Großen Saal des Kulturzentrums DAS HAUS,
Kastanienallee 21, 14913 Niedergörsdorf stattfand.

Im öffentlichen Teil der Sitzung wurden folgende Beschlüsse gefasst:

TOP 7:
Der Hauptausschuss der Gemeindevertretung der Gemeinde Niedergörs-
dorf beschließt einstimmig die Vergabe von Bauleistungen für den Neubau
einer Photovoltaikanlage mit Stromspeicher, Notstrom- und Inselfunktion

am Standort der Grundschule „Thomas Müntzer“ in Blönsdorf an das Un-
ternehmen Energiekonzepte Deutschland GmbH
(Beschluss-Nr. HA09/06/23).

TOP 8:
Der Hauptausschuss der Gemeindevertretung der Gemeinde Niedergörs-
dorf beschließt einstimmig die Vergabe der Bauleistung „2. BA Straßener-
neuerung Ortsdurchfahrt Dalichow“ an die Firma Melibau GmbH
(Beschluss-Nr. HA10/06/23).

Beschlüsse der Gemeindevertretersitzung
der Gemeinde Niedergörsdorf

vom 21.06.2023, welche im Großen Saal des Kulturzentrums DAS HAUS,
Kastanienallee 21, 14913 Niedergörsdorf stattfand.

Im öffentlichen Teil der Sitzung wurden folgende Beschlüsse gefasst:

TOP 7:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf beschließt einstimmig den Dienst-
barkeitsbestellungsvertrag zwischen der Energiequelle GmbH und der Ge-
meinde Niedergörsdorf zur Errichtung und Betrieb von Leitungen zum
Netzanschlusspunkt Umspannwerk Schönewalde Süd
(Beschluss-Nr. GV25/06/23).

TOP 8:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf beschließt mehrheitlich die Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Solarpark Zellendorf“ gemäß § 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) mit der Änderung des Flächennutzungsplanes im Paral-
lelverfahren (Beschluss-Nr. GV26/06/23).

TOP 9:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf beschließt mehrheitlich die Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Solarpark Niedergörsdorf-West“ gemäß §
2 Baugesetzbuch (BauGB) mit der Änderung des Flächennutzungsplanes
im Parallelverfahren (Beschluss-Nr. GV27/06/23).

TOP 10:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf billigt mehrheitlich den Entwurf
des Bebauungsplanes „Wohngebiet Am Kindergarten“ im Ortsteil Blöns-
dorf und beschließt die Gemeindeverwaltung zu beauftragten, die Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Öffentlichkeitsbeteiligung) und § 4 Abs. 2
BauGB (Behördenbeteiligung) durchzuführen
(Beschluss-Nr. GV28/06/23).

TOP 11:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf ermächtigt einstimmig die Bürger-
meisterin, am 27.06.2023, in einem Zeitfenster von zwei Stunden, beim
derzeitigen Stromversorger zur Überbrückung einen Stromliefervertrag für
den Zeitraum vom 01.07. bis 31.08.2023 neu abzuschließen
(Beschluss-Nr. GV29/06/23).

TOP 12:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf beschließt mehrheitlich die 1.
Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Niedergörsdorf für das Haus-
haltsjahr 2023 und ihre Anlagen (Beschluss-Nr. GV30/06/23).

TOP 13.1:
Die Gemeindevertretung Niedergörsdorf spricht sich einstimmig gegen die
Beendigung der Straßenbeleuchtung aus (Beschluss-Nr. GV31/06/23).
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Amtliche Bekanntmachungen anderer Behörden

Gewässerunterhaltungsverband „Kremitz-Neugraben“

In der Zeit vom 3. Juli 2023 bis 29. Februar 2024 führen der Gewässer-
unterhaltungsverband „Kremitz-Neugraben“ sowie die von uns beauftrag-
ten Unternehmen die planmäßigen Unterhaltungsarbeiten an den Gewäs-
sern I. Ordnung und II. Ordnung sowie an den Hochwasserschutzdeichen
innerhalb des Verbandsgebietes durch. In wasserwirtschaftlichen Bedarfs-
fällen (zur Sicherung des Wasserabflusses oder der Hochwasservorsorge)
muss die Gewässerunterhaltung auch außerhalb dieser Zeit erfolgen.

Gemäß § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2585), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 5) geändert, in Verbindung mit § 84 des Brandenburgi-
schen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. März 2012 (GVBl.I/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 28]) kündigen wir die
Durchführung der Unterhaltungsarbeiten und die damit verbundene vor-
übergehende Benutzung der Anliegergrundstücke an.

Entsprechend § 41 WHG und der §§ 84, 97 und 98 BbgWG haben die Ei-
gentümer, Anlieger und Hinterlieger sowie Nutzungsberechtigten der Ge-
wässer, Deiche und Vorländer zu dulden, dass die Unterhaltungspflichtigen
oder deren Beauftragte die Grundstücke betreten, befahren, vorüberge-
hend benutzen, Kraut und Aushub ablegen, auf den Grundstücken eineb-
nen und aus ihnen bei Bedarf Bestandteile für die Unterhaltung entneh-
men. Sie haben ferner zu dulden, dass die Uferbereiche im Interesse der
Unterhaltung oder der naturnahen Entwicklung der Gewässer standortty-
pisch bepflanzt werden (§ 41 Abs. 1, Nr. 3 WHG).

Es besteht die gesetzliche Verpflichtung der Grundflächeneigentümer und
–nutzer, die Uferbereiche als Gewässerrandstreifen so zu bewirtschaften,
dass die Gewässerunterhaltung sowie die wasserwirtschaftliche und öko-
logische Gewässerfunktion im Sinne des § 38 Abs. 1 WHG nicht beein-
trächtigt werden (§ 41 Abs. 2 - 3 WHG). Die Breite der Gewässerrandstrei-
fen (Uferbereiche) beträgt bei Gewässern II. Ordnung 5,00 Meter und bei
Gewässern I Ordnung 10,00 Meter von der Böschungsoberkante landein-
wärts oder, sofern eine solche nicht vorhanden ist, von der Uferlinie land-
einwärts (§ 38 WHG i.V.m. § 77a BbgWG). Zudem sind alle Handlungen zu
unterlassen, die die Gewässerunterhaltung unmöglich machen oder we-
sentlich erschweren würden (§ 41 Abs. 2 WHG).

Mit der Ankündigung der beabsichtigten Gewässerunterhaltungsmaßnah-
men ergeht gleichzeitig gemäß § 41 Abs. 3 WHG für alle duldungspflichti-
gen Personen im Sinne des § 41 WHG die Verpflichtung, die Ufergrundstü-
cke in einer erforderlichen Breite von 5,00 m ab Böschungsoberkante land-
einwärts so zu bewirtschaften, dass die Gewässerunterhaltung und die da-
mit verbundenen Begleitarbeiten, wie z. B. das Einebnen des Aushubes
und Mähgutes nicht beeinträchtigt werden.

Zuwiderhandlungen schließen einen Schadenersatzanspruch nach § 41
Abs. 4 WHG in Verbindung mit § 254 BGB aus.

Die Errichtung aller Anlagen (auch Zäune, feste Koppeln, Gehölzpflanzun-
gen, u.a.) in und an Gewässern oder den vorgenannten Uferbereichen ist
gemäß § 87 BbgWG durch die Wasserbehörde genehmigungspflichtig. Zu-
ständige Wasserbehörde ist gemäß § 126 BbgWG die untere Wasserbe-
hörde des betreffenden Landkreises.

Entsprechend § 80 Abs. 1 BbgWG i. V. m. § 85 BbgWG hat der Verursa-
cher oder der Eigentümer des Grundstücks oder der Anlage dem Gewäs-
serunterhaltungspflichtigen die Mehrkosten zu ersetzen, wenn sich durch
besondere, die Unterhaltung erschwerende Umstände (Erschwerung) die
Kosten der Unterhaltung erhöhen. Nach § 85 BbgWG sind Erschwerungen
insbesondere:

[…]
1. Einleitungen in Gewässer und Einträge von Stoffen durch Gewässer-

benutzungen, die zusätzliche Kontrollen, zusätzliches Krauten und
Mähen oder die Entnahme von eingespültem Material erfordern,

2. Anlagen in, an, unter oder über Gewässern, insbesondere Querbauwer-
ke, Durchlässe und Verrohrungen, Zäune, Stege und Gebäude, die
den Unterhaltungsaufwand erhöhen,

3. Nutzungen im Uferbereich, die den Unterhaltungsaufwand erhöhen,
4. Grundstücke, die in ihrem Bestand besonders gesichert werden müssen.
[…]

Die Mehrkosten der Unterhaltung durch Erschwerungen gem. § 85 BbgWG
werden über separate Leistungsbescheide gegenüber den Grundstücksei-
gentümern, von deren Grundstück eine Erschwerung ausgeht, erhoben.

Aus diesem Grund sowie zur planmäßigen Durchführung der Gewässerun-
terhaltungsmaßnahmen bitten wir um die Absicherung der notwendigen
„Baufreiheit“ an den Gewässern - besonders an den Hauptvorflutern - und
die Gewährleistung der ungehinderten Zufahrt und Durchfahrt zur zeitwei-
sen Grundstücksbenutzung durch die mit den Unterhaltungsmaßnahmen
beauftragten Personen oder Dienstleistungsunternehmen.

Die Auskünfte über die Hauptvorfluter und sonstigen Gewässer II. Ordnung
im Verbands- bzw. Ihrem Einzugsgebiet erhalten Sie unter der unten ange-
gebenen Telefonnummer.

Des Weiteren müssen Anlagen, die durch technische Maßnahmen der Ge-
wässer- oder Deichunterhaltung beschädigt werden könnten (wie Grenz-
steine, Rohrleitungseinläufe und –ausläufe, u. ä.) mit einem Pfahl, mindes-
tens 1,50 m über Geländeoberkante, gekennzeichnet werden.

Für Rücksprachen, Beantwortung von Fragen oder bei Abstimmungsbe-
darf bezüglich der angezeigten Gewässer- und Deichunterhaltung wenden
Sie sich bitte an den:
Gewässerunterhaltungsverband „Kremitz - Neugraben“, Hauptstraße 23,
04938 Uebigau-Wahrenbrück, OT Wiederau, Telefon: 035365 – 440 518,
E-Mail: info@guv-wiederau.de

Wiederau, den 23. Mai 2023

gez. Andreas Claus gez. Sandro Bader
Verbandsvorsteher Geschäftsführer
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Öffentliche Bekanntmachung
des Wasser- und Bodenverbandes „Nuthe-Nieplitz“

(Körperschaft des öffentlichen Rechts)

In der Zeit vom 1. Juni 2023 bis 31. Mai 2024 führen der Wasser- und Bo-
denverband „Nuthe-Nieplitz“ sowie die von uns beauftragten Unternehmen
die planmäßigen Unterhaltungsarbeiten an den Gewässern 1. Ordnung
und 2. Ordnung innerhalb des Verbandsgebietes durch. In wasserwirt-
schaftlichen Bedarfsfällen (zur Sicherung des Wasserabflusses oder der
Hochwasservorsorge) muss die Gewässerunterhaltung auch außerhalb
dieser Zeit erfolgen.

Gemäß § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009
(BGBI. I S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August
2021 (BGBI. I S. 3901) geändert, in Verbindung mit § 84 des Brandenbur-
gischen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. März 2012 (GVBI. 1/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl. 1/17, [Nr. 28]) kündigen wir
die Durchführung der Unterhaltungsarbeiten und die damit verbundene
vorübergehende Benutzung der Anliegergrundstücke an.

Entsprechend § 41 WHG und der § 84 BbgWG haben die Eigentümer, An-
lieger und Hinterlieger sowie Nutzungsberechtigten der Gewässer zu dul-
den, dass die Unterhaltungspflichtigen oder deren Beauftragte die Grund-
stücke betreten, befahren, vorübergehend benutzen, Kraut und Aushub
ablegen, auf den Grundstücken einebnen und aus ihnen bei Bedarf Be-
standteile für die Unterhaltung entnehmen. Sie haben ferner zu dulden,
dass die Uferbereiche im Interesse der Unterhaltung oder der naturnahen
Entwicklung der Gewässer standorttypisch bepflanzt werden (§ 41 Abs. 1,
Nr. 3 WHG).Zudem sind alle Handlungen zu unterlassen, die die Gewäs-
serunterhaltung unmöglich machen oder wesentlich erschweren würden
(§ 41 Abs. 2 WHG).

Mit der Ankündigung der beabsichtigten Gewässerunterhaltungs-
maßnahmen ergeht gleichzeitig gemäß §41 Abs. 3 WHG für alle dul-
dungspflichtigen Personen im Sinne des § 41 WHG die Verpflichtung,
die Ufergrundstücke in einer erforderlichen Breite von 5,00 m ab Bö-
schungsoberkante landeinwärts so zu bewirtschaften, dass die Gewässer-
unterhaltung und die damit verbundenen Begleitarbeiten, wie z. B. das Ei-
nebnen desAushubes und Mähgutes nicht beeinträchtigt werden. Zuwider-
handlungen schließen einen Schadenersatzanspruch nach § 41 Abs. 4
WHG in Verbindung mit § 254 BGB aus.

Die Errichtung aller Anlagen (auch Zäune, feste Koppeln, Gehölzpflanzun-
gen, u. a.) in und an Gewässern oder den vorgenannten Uferbereichen ist
gemäß § 87 BbgWG durch die Wasserbehörde genehmigungspflichtig.
Zuständige Wasserbehörde ist gemäß § 126 BbgWG die Untere Wasser-
behörde des betreffenden Landkreises.

Entsprechend §80 Abs. 1 BbgWG i.V m. §85 BbgWG hat der Verursa-
cher oder der Eigentümer des Grundstücks oder der Anlage dem Ge-
wässerunterhaltungspflichtigen die Mehrkosten zu ersetzen, wenn sich
durch besondere, die Unterhaltung erschwerende Umstände (Erschwe-
rung) die Kosten der Unterhaltung erhöhen. Nach § 85 BbgWG sind Er-
schwerungen insbesondere:

[…]
1. Einleitungen in Gewässer und Einträge von Stoffen durch Gewässer-

benutzungen, die zusätzliche Kontrollen, zusätzliches Krauten und
Mähen oder die Entnahme von eingespültem Material erfordern,

2. Anlagen in, an, unter oder über Gewässern, insbesondere Querbau-
werke, Durchlässe und Verrohrungen, Zäune, Stege und Gebäude,
die den Unterhaltungsaufwand erhöhen,

3. Nutzungen im Uferbereich, die den Unterhaltungsaufwand erhöhen,
4. Grundstücke, die in ihrem Bestand besonders gesichert werden müs-

sen
[...]

Die Mehrkosten der Unterhaltung durch Erschwerungen gem. § 85
BbgWG werden über separate Leistungsbescheide gegenüber den
Grundstückseigentümern, von deren Grundstück eine Erschwerung
ausgeht, erhoben.

Aus diesem Grund sowie zur planmäßigen Durchführung der Gewäs-
serunterhaltungsmaßnahmen bitten wir um die Absicherung der not-
wendigen, „Baufreiheit" an den Gewässern - besonders an den Haupt-
vorflutern- und die Gewährleistung der ungehinderten Zufahrt und
Durchfahrt zur zeitweisen Grundstücksbenutzung durch die mit den Un-
terhaltungsmaßnahmen beauftragen Personen oder Dienstleistungsun-
ternehmen.

Die Auskünfte über die Hauptvorfluter und sonstigen Gewässer 2. Ord-
nung im Verbands- bzw. Ihrem Einzugsgebiet erhalten Sie unter der un-
ten angegebenen Telefonnummer.
Des Weiteren müssen Anlagen, die durch technische Maßnahmen der
Gewässerunterhaltung beschädigt werden könnten (wie Grenzsteine,
Rohrleitungseinläufe und -ausläufe, u. ä.) mit einem Pfahl, mindestens
1,80 m über Geländeoberkante, gekennzeichnet werden.

Für Rücksprachen, Beantwortung von Fragen oder bei Abstimmungsbe-
darf bezüglich der angezeigten Gewässerunterhaltung wenden Sie sich
bitte an den:
Wasser- und Bodenverband „Nuthe-Nieplitz“, Am Anger 13,
14959 Trebbin OT Großbeuthen
Tel.:033731/13626, Fax: 033731/13628,
E-Mail: verwaltung@wbvnuthe.de
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